
Walker, Patrick Gordon

Article  —  Digitized Version

Großbritannien und Europa

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Walker, Patrick Gordon (1965) : Großbritannien und Europa, Wirtschaftsdienst,
ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 45, Iss. 12, pp. 657-662

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133551

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133551
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


gebaut worden ist. Das ist nur ein  Beispiel für die 
Notwendigkeit, in europäisdiem  Maßstab zu planen 
und zu produzieren. Es gibt aber nodi viele andere 
Gebiete der fortgesdirittenen und kostspieligen Tedi- 
nologie, für die das gleidie gilt. Es ist keine Zeit 
mehr zu verlieren, und Aktion in Form von Koopera­
tion zwisdien allen gleidigesinnten europäisdien Staa­
ten ist dringend erforderlidi. Es ist keineswegs er­
laubt, die wirtsdiaftlidie, gesdiweige denn die politi­
sdie Entwidilung Europas abzuwarten.

DIE KRISE DER EW G  NUTZEN!

W as kann aber im Augenblidc zwedcmäßigerweise 
von den einzelnen Regierungen, die der Gemeinsdiaft 
beizutreten wünsdien und darauf warten, daß diese 
ihre Sdiwungkraft w iedergewinnt, getan werden? 
W ährend d er mißlungenen Verhandlungen zwisdien 
Großbritannien und der EWG im Jahre 1962 hat 
meine Regierung zu den Regierungen der anderen 
EFTA-Länder engsten Kontakt gehalten, und sowohl 
wir als audi sie haben zahlreidie Gelegenheiten, um 
zu beobaditen, w eldier A rt die Auswirkungen sein 
werden, die unser Beitritt zur EWG auf die W irt- 
sdiafts- und Sozialpolitik unserer Länder jeweilig 
haben wird und w eldie Änderungen w ir auf diesem 
Gebiet vornehmen müßten. Tatsädilidi hat sidi ein 
großer Teil der Diskussionen während der Verhand­
lungen mit dem Zeitraum befaßt, den wir benötigen 
würden, um nadi unserem Beitritt diese Änderungen

durdizuführen. N adi meiner A nsidit sollten wir diese 
Periode erzwungener Inaktivität bei den Verhandlun­
gen zwisdien der EWG und anderen Ländern, so­
lange weitere Gesprädie offensiditlidi unmöglidi sind, 
nutzen, um einen Anfang mit der Anpassung unserer 
innenpolitisdien Riditlinien zu madien, die es uns 
erleiditern wird, der Gemeinsdiaft beizutreten, wenn 
die Zeit dafür gekommen ist.

Das würde ein Akt des Glaubens sein, aber er würde 
es denjenigen Regierungen, die einen editen Glauben 
an die zukünftige Entwidilung der EWG besitzen — 
und w irklidi dazu entsdilossen sind, an ihr teilzuneh­
men, wenn die V erhältnisse es zulassen —, erleidi­
tern, ihren Beitritt zu vollziehen. Gleidizeitig würde 
er aber audi den Drudi von ihnen nehmen, unter dem 
sie nadi ihrem Beitritt stehen würden, wenn sie die 
Änderungen ihrer innenpolitisdien Riditlinien hasti­
ger durdiführen müßten, als ihren W ünsdien entspre­
dien kann. Id i glaube, daß in  allernädister Zeit inter­
nationale Zusammenarbeit und nationale Vorberei­
tungen in den europäisdien Regierungen zur Debatte 
stehen sollten. Es ist außerdem jedodi eine sehr feste 
Hoffnung der britisdien Konservativen Partei und 
meiner Überzeugung nadi audi des britisdien Volkes, 
daß uns hierfür nidit viel Zeit zur Verfügung stehen 
wird, ehe wir und unsere EFTA-Partner Mitglieder 
der Europäisdien Gemeinsdiaft werden. Denn das ist 
es, was wir und die Gemeinsdiaft Europa sdiulden, 
und das ist es, was Europa der W elt sdiuldet. Wir 
sollten nidit länger zögern!

Großbritannien und Europa

Patrick G o rd o n  W a lk e r , London *)

In Großbritannien gibt es versdiiedene Ansiditen 
über die „Europäisdie Frage", die bis zu einem ge­

wissen Grade keineswegs jeweils auf eine bestimmte 
Partei besdiränkt sind, ü b e r den Begriff „Europa" 
und was darunter zu verstehen ist, herrsdit jedodi 
eine nahezu übereinstim mende Meinung vor.

Erstens w ird Großbritannien als Bestandteil Euro­
pas angesehen: Geographisdi und politisdi gehört es 
zu Europa und seiner kulturellen Tradition. Großbri­
tannien kann von den bedeutenderen auf dem Konti­
nent auftretenden Strömungen nidit abrüdcen, selbst 
wenn es das wollte. Die Gründung des Gemeinsamen 
M arktes ist das w iditigste europäisdie Ereignis seit 
den beiden W eltkriegen, das zwangsläufig auf Groß­
britannien und seine Beziehungen mit dem übrigen 
Europa einen großen Einfluß haben mußte.

DIE EW G IST NICHT EUROPA

Zweitens w ird in England der Gemeinsame M arkt 
nidit mit Europa identifiziert. N adi unserer A nsidit

*) D ie  Ü b e rse tz u n g  au s  d em  E n g lis d ie n  b e s o rg te  H u b e r t  H ö p in g , 
H am burg .

leisten diejenigen, die das versudien, der Sadie der 
europäisdien Einheit keinen Dienst. Tatsädilidi soll­
ten wir bei der W ahl der W orte, die wir verwenden, 
sehr vorsiditig sein. Man sollte nidit „Europa“ sagen, 
wenn man den „Gemeinsamen Markt" meint, und 
wenn von der „Europäisdien W irtsdiaftsgem einsdiaft“ 
gesprodien wird, darf nidit vergessen werden, daß 
audi in der Bezeidinung EFTA das A djektiv „euro- 
päisdi" enthalten ist.

Die Existenz der EFTA ist einer der Gründe, warum 
für Großbritannien der Gemeinsame M arkt n id it mit 
Europa identisdi ist. Zur EFTA gehören einige der 
fortsdirittlidisten Staaten Europas — oder weno man 
so will, der ganzen W elt. Ihre Bevölkerungszahl nähert 
sidi der 100-Millionen-Grenze. Der Medianismus der 
EFTA, die Art, wie Entsdieidungen getroffen werden, 
könnte v ielleidit dem gegenwärtigen Stand der Dinge 
in den europäisdien Ländern angemessener sein als 
die mehr formale und genauer festgelegte Verfasstmg 
und Konstruktion des Gemeinsamen Marktes.

Aber selbst eine Zusammenfassung von Gemein­
samem M arkt und EFTA ergibt nodi immer nidit
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Europa. Es darf niemals vergessen werden, daß die 
osteuropäisdien Völker dazu gehören und geholfen 
haben, unsere gemeinsame europäisdie Zivilisation zu 
sdiaffen. Solange ein Abgrund zwisdien Ost- und 
W esteuropa klafft, wird es uns nidit gelungen sein, 
ein Europa zu sdiaffen.

ln  diesem Sinne redine idi die sowjetisdie Besatzungs­
zone nidit zu Osteuropa: Sie repräsentiert keine Na­
tion, wie es bei den osteuropäisdien Staaten der Fall 
ist. W ir können und werden diese Länder anerken­
nen, aber niemals die Sowjetzone. In diesem Zusam­
menhang darf idi hinzufügen, daß wir das Redit der 
W estberliner auf ein politisdies Leben ihrer eigenen 
W ahl fest unterstützen, und wir bestehen auf den 
Rediten der alliierten Garnisonen in dieser Stadt.

Die endgültige Sdiaffung eines audi die osteuropäi­
sdien Länder umfassenden Gesamteuropas ist für 
Deutsdiland von äußerster Bedeutung, denn sie ist 
die Voraussetzung einer friedlidien W iedervereini­
gung dieses Landes. Idi habe die Art und W eise be­
wundert, wie die Bundesrepublik eine flexiblere Poli­
tik in  ihren Beziehungen zu den osteuropäisdien 
Staaten eingesdilagen hat, obwohl diese das Regime 
der Sowjetzone anerkennen. Großbritannien verfolgt 
eine ähnlidie Politik. Es kann indessen in dieser Ridi­
tung etwas w eiter gehen, weil es diese Staaten voll 
anerkennt.

Die Entwidclung dieser Politik wird einige Zeit in 
Ansprudi nehmen. W ir dürfen nidit versudien, den 
W arsdiauer Pakt aufzubredien, w ir müssen aber 
engere w irtsdiaftlidie und kulturelle Beziehungen mit 
den Völkern Osteuropas aufnehmen. Jedes V erbin­
dungsglied, das zwisdien Ost- und W esteuropa ge- 
sdim iedet wird, stellt einen w eiteren Sdiritt auf ein 
vollständiges Gesamteuropa hin dar, das unser Ziel 
bleiben muß.

DIE KRISE IN DER EW G

Ein unm ittelbareres Problem betrifft die Beziehungen 
zwisdien der EFTA und dem Gemeinsamen Markt. 
Die Krise innerhalb des Gemeinsamen M arktes ist 
sehr ernst zu nehmen, denn sie spiegelt grundsätz- 
lidie M einungsversdiiedenheiten über N atur und Be­
stimmung des Gemeinsamen M arktes wider.

Zum Teil ist der Verdruß auf den W unsdi Frankreidis 
zurüdczuführen, den Gemeinsamen M arkt zu beherr­
sdien. Aber mir scheint auch, daß — von außen be­
trachtet — der ganze Ärger auch eine Folge der Art 
und W eise ist, in der die Brüsseler Kommission ver­
sucht hat, zu weit und zu schnell vorzustoßen.

Die Kommission hat versucht, einen Grad von Inte­
gration zu erreichen, den die großen Staaten einfach 
noch nicht hinnehmen wollen. Sie hat auch eine Auto­
rität geltend gemacht und ausgeübt, die für das ge­
genwärtige Gleichgewicht und die Stimmung Europas 
zu weitgehend war. Die Kommission benimmt sich in 
vielerlei Hinsicht wie eine Regierung, aber sie ist — 
im' juristischen Sinne des W ortes — „nicht veran t­

wortlich": Es gibt keine Autorität, der gegenüber sie 
sich verantw orten muß, keine Autorität, die sie wir­
kungsvoll im Zaume halten oder entlassen kann.

Die Forderung, daß das Parlam ent des Gemeinsamen 
M arktes direkt gewählt w erden sollte, bietet keine 
Lösung an. Das ist noch nicht annehmbar. Und selb 
wenn es das wäre, hätte die W ahl eines so lp en  
Parlaments vor der Übernahm e einer derartigen 
Machtvollkommenheit durch die Kommission erfolgen 
müssen.

Außerdem ist ein Parlam ent als solches nicht in  der 
Lage, Bürokraten und Beamte zu kontrollieren. H ier­
für wird ein Kabinett von M inistern gebraucht, die 
selber einem Parlam ent gegenüber verantwortlich sind. 
Ein „M inisterpräsident von Europa" kann nicht aus 
der Dienststelle des Präsidenten der Kommission her­
vorgehen, sondern nur aus einem europäischen Mini­
sterkabinett.

Mir scheint, daß eine der Hauptursachen der Span­
nungen innerhalb der Gemeinsamen M arktes die un­
gleichmäßige Entwicklung seiner verschiedenen Or­
gane und Institutionen ist. Die unangem essene Evo­
lution der Kommission hat den inneren Aufbau des 
Gemeinsamen M arktes aus dem Gefüge gebracht.

Soweit Frankreich durch einen verstärkten  Einfluß des 
M inisterrats ein Gegengewicht für die Kommission 
bilden will, neige ich dazu, ihm zuzustimmen, daß das 
auf dieser Stufe zum Vorteil des Gemeinsamen M ark­
tes wäre. Der Aphorismus, daß das, was General 
de Gaulle wirklich wolle, ein Gemeinsamer M arkt 
„ä l’anglais sans les anglais" sei, enthält einen wah­
ren Kern.

Man kann natürlich nicht absolut sicher sein, daß der 
Gemeinsame M arkt seine gegenwärtige Krise über­
winden und w eiterhin wachsen und blühen wird, ich 
nehme es aber trotzdem an, und das deckt sich auch 
mit der allgemeinen Ansicht in Großbritannien. Er 
könnte sich jedoch langsamer entwickeln, als man 
noch vor kurzem annahm, und möglicherweise in einer 
etwas unterschiedlichen Form. Deshalb nimmt das 
Problem der Beziehungen zwischen EFTA und dem 
Gemeinsamen M arkt einen bevorzugten Platz auf der 
britischen Tagesordnung ein.

DIE BEZIEHUNGEN ZW ISCHEN EFTA UND EW G

Ich glaube nicht daran, daß -wir einfaich da w ieder von 
vorn beginnen können, wo die Brüsseler Verhandlun­
gen abgebrochen wurden. Ein zw eiter Fehlschlag wäre 
eine Katastrophe. Das nächste Mal müssen wir des 
Erfolges sicher sein, ehe wir von neuem beginnen.

W ir müssen deshalb am anderen Ende anfangen und 
jetzt Dinge in Angriff nehmen, die den Verhandlun­
gen zu einem sicheren Erfolg verhelfen, sobald wir 
diese erst einmal wieder aufgenommen haben. Wir 
müssen unsere Zolltarife in  Übereinstimmung bringen 
und unsere Steuersysteme einander annähern sowie 
in ganz Europa umfassende Projekte auf nuklearem
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und tedinisdiem  Gebiet aufgreifen. Großbritannien hat 
diesen Kurs bereits eingesdilagen. W ährend der näch­
sten zehn Jahre  wird es z. B. das Dezimalsystem voll­
kommen übernommen haben.

Es darf sich aber hier nicht nur um eine eingleisige 
Politik handeln, aucJi h ier muß das Prinzip des Gebens 
und Nehmens herrschen. Großbritannien w ürden aus 
einer Mitgliedschaft im Gemeinsamen M arkt sicher­
lich große Vorteile erwachsen, es müßte aber auch 
Opfer bringen und selber dem Gemeinsamen M arkt 
von Nutzen sein. Der Gemeinsame M arkt kann nicht 
vorankommen, wenn er sich nicht den nationalen In­
teressen seiner Mitglieder anpaßt. Nichts könnte mehr 
dazu beitragen, Großbritannien dem Gemeinsamen 
M arkt näherzubringen, als die Bereitschaft seiner 
gegenwärtigen Mitglieder, diesem Lande ihrerseits 
entgegenzukommen. W enn die EWG die Haltung ein­
nehmen sollte, aus der erkennbar wäre, daß man der 
Ansicht sei, d ie Mitgliedschaft Großbritanniens spiele 
im Grunde genommen keine Rolle mehr, so würde 
das in England eine entsprechende Reaktion aus­
lösen. Die Annahme, daß wir durch den Ablauf der 
Zeit allein zur Mitgliedschaft gezwungen werden kön­
nen, ist falsch.

Neue Möglichkeiten könnten sich als Folge der ge­
genwärtigen Krise des Gemeinsamen M arktes eröff­
nen. Initiativen, die darauf abzielen, die EFTA und

die EWG einander näherzubrigen, könnten in die­
ser durch einen völligen Stillstand gekennzeichneten 
Situation einen neuen Auftrieb mit sich bringen. W ir 
müssen wachsam jede Initiative ergreifen, die sich 
anbietet und die zweckmäßig erscheint.

Es ist von größter Wichtigkeit, daß wir uns einmal 
zusammensetzen und die politischen Probleme disku­
tieren. Eine der Ursachen für das Fehlschlagen der 
Brüsseler Verhandlungen war, daß sie sich ausschließ­
lich auf W irtschaftsfragen konzentrierten; die großen, 
ihnen zugrunde liegenden, politischen Probleme w ur­
den nicht berührt.

Die politischen Sachverhalte sind von überragender 
Bedeutung. Zunächst ist da der ganz einfache Tatbe­
stand, daß w ir die Beziehungen zwischen EFTA und 
dem Gemeinsamen M arkt nicht so regeln dürfen, daß 
dadurch die Kluft zwischen W est- und Osteuropa er­
w eitert und vertieft wird. Das zweite, äußerst kom­
plizierte Problem bezieht sich auf Europas Stellung in 
der Welt. W enn ich es einmal so ausdrücken darf, so 
scheint mir, daß die Staaten des Gemeinsamen M ark­
tes dazu geneigt haben, sich so ausschließlich mit 
ihren eigenen internen Problemen abzuquälen, daß 
sie nicht genügend Zeit und Energie erübrigen konn­
ten, die weltweiten Probleme, die auch sie etwas an- 
gehen, in Erwägung zu ziehen.

In alleriWelt Spezialisten für ö l
Die Hamburg-Atlantik-Linie wähJt für 
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M OBILOIL Special sd^ iert den 
Motor Ihres Wagens immer perfekt.
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Europa kann jedodi die übrige W elt nidit einfadi 
ignorieren, es ist dafür zu mäditig. Es muß die übrige 
W elt entweder durdi A ktivität oder durdi Imaktivität 
beeinflussen. W enn eine große M adit versäumt, ihre 
Rolle zu spielen, so w ird das audi das gesamte Gleidi- 
gewidit in der W elt beeinflussen — und in der Regel 
zum N aditeil der Madit, die beiseite steht.

DIE AUFGABE DER EIN IG U N G  EUROPAS VOR DEM 
HINTERGRUND DER W ElTPO llTiSCH EN  SITUATION SEHEN!

Außerdem werden einige der bedeutsameren internen 
Probleme Europas durdi internationale Entwidclungen 
direkt beeinflußt. Bei seinen Versudien, in der W elt 
eine Rolle zu spielen, glaubt Großbritannien gerade 
aus diesem Grunde, daß es als ein Teil Europas für 
Europa handelt. Zwei ungeheure Entwicklungen ver­
wandeln das Gesicht der Welt, und beide haben für 
Europa wichtige Folgen.

Die erste betrifft das große Paradoxon unserer Gene­
ration, nämlich daß der Besitz nuklearer Waffen in 
ihrer ganzen Breite die tatsächliche Macht einer N a­
tion vermindert, anstatt sie zu erhöhen. Kernwaffen 
sind Selbstmordwaffen. Sowohl Amerika als auch 
Rußland wissen, daß der Einsatz ihrer nuklearen W af­
fen zu ihrer eigenen Zerstörung führen würde. Sie 
müssen ihr nukleares Arsenal erhalten oder sogar 
erweitern, um das wechselseitige Gleichgewicht des 
Schreckens nicht zu stören. Aber die einzigen W af­
fen, die sie tatsächlich einsetzen können, sind kon­
ventionell, und sogar diese müssen sie m it großer 
Zurückhaltung verwenden, wenn auch nur die gering­
ste Wahrscheinlichkeit einer direkten Konfrontation 
mit der anderen großen Nuklearmacht besteht.

DAS PARADOXON DES BESITZES NUKLEARER W AFFEN

Könnte man sich eine W elt ohne Kernwaffen vorstel­
len, so könnten in dieser Amerika und Rußland ihre 
M adit, die ihnen ihre Größe, ihr W ohlstand und 
ihre geographische Lage bieten, viel w irkungsvoller 
anwenden.

Es gibt in der W elt nicht nur ein nukleares Gleich­
gewicht, sondern auch eine A rt nuklearer Lähmung. 
Die Auswirkungen, die diese Lähmung auf Europa 
ausstrahlt, sind sehr groß. Zunächst handelt es sich 
um die direkte strategische W irkung. Da Europa das 
wichtigste Gebiet für eine Konfrontation zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion darstellt, 
können wir einen Kernwaffenkrieg in Europa aus­
schließen, solange diese Lähmung andauert. Ein grö­
ßerer konventioneller Angriff auf Europa, durchge­
führt von einer der beiden Parteien, würde das un­
ausweichliche Risiko eines nuklearen Krieges mit sich 
bringen. W enn eine der beiden Mächte einen größe­
ren konventionellen Angriff plante, w äre sie logi­
scherweise gezwungen, mit einem nuklearen Bombar­
dem ent loszuschlagen, nur um sich nicht einem ersten 
Kernwaffenschlag des Gegners auszusetzen, nachdem 
sie selber ihren konventionellen Großangriff begon­
nen hat. So sind ein großer konventioneller Krieg und

nukleare Kriegführung in Europa untrennbar verbun­
den. Können wir die eine Form des Krieges ausschlie­
ßen, so trifft das auch auf die andere zu.

Die Gefahr liegt für Europa deshalb n id it in einem 
größeren konventionellen Angriff, sondern eher in 
einem zufälligen Engagement von Grenzschutzkräften 
oder in Sondierungsaktionen. W ir müssen darauf vor­
bereitet sein, diese A rt der Gefahr identifizieren und 
abwehren zu können. Die hierfür benötigten Kräfte 
unterscheiden sidi jedoch nach Größe und A rt von 
denen, die für die Abwehr eines großen konventio­
nellen Angriffs benötigt würden. Sehr schnell Beweg­
liche Truppen mit großer Feuerkraft, die scM ell in 
den Kampf geworfen werden können, sind erforderlich.

TRUGSCHLÜSSE „EUROPÄISCHER" STRATEGIEN

In diesem Zusammenhang muß ich zwei gegenwärtig 
geläufige Trugschlüsse auf dem Gebiet der europäi­
schen Strategie behandeln. Einer von ihnen wird oft 
in französischen Kreisen vertreten  und lautet etwa 
folgendermaßen; Die Russen könnten, sagen wir auf 
Köln, vorrücken, und aus Angst vor der Zerstörung 
ihrer eigenen Städte w ürden die Am erikaner vor dem 
Einsatz ihrer Kernwaffen zurückschrecken. Deshalb 
wäre dann Europa den Russen auf Gedeih und y e r-  
derb ausgeliefert, wenn keine entschlossene europäi­
sche Macht (lies Frankreich) vorhanden ist, die Atom­
waffen besitzt und bereit wäre, diese auch einzusetzen.

Bei diesem Argument besteht ein Teil des Trugschlus­
ses darin, daß die falsche Frage gestellt wird. Der 
springende Punkt ist nicht, was die Am erikaner den­
ken würden, wenn die Russen erst einmal Köln er­
reicht haben. Es handelt sich doch darum, wie die 
Russen sich die mögliche amerikanische Reaktion vor­
stellen, ehe sie sich nach Köln in Bewegung setzen. 
W enn sie auch nur mit einer relativen Möglichkeit 
eines ersten amerikanischen Kernwaffenschlages rech­
neten, würden sie gar nicht erst anfangen.

Den zweiten Trugschluß findet man gleicherweise in 
einem Argument, das m an manchmal in deutschen 
Kreisen hört. Ich nenne ihn den Trugschluß der „Sym­
metrie des nuklearen Gleichgewichts". Man argumen­
tiert, daß auf Grund der Tatsache, daß die Sowjet­
union eine Anzahl M ittelstredcenraketen auf viele 
europäische Städte, einschließlich solcher in  Großbri­
tannien, gerichtet hat, auch wir unsererseits ähnliche 
W affen auf europäischem Boden oder in europäischen 
Gewässern besitzen müßten, die ihrerseits auf russi­
sche Städte gerichtet sind. Es m üßte also eine Sym­
m etrie des nuklearen Gleichgewichts vorhanden sein.

Diese Konzeption ignoriert, wie es auch die französi­
sche tut, die Tatsache, daß das amerikanische Kern­
waffenarsenal (einschließlich der Polaris-Untersee- 
boote) die einzige echte Verteidigung Europas dar- 
stellt. W as zählt, ist das nukleare A rsenal der Allianz 
als Ganzes und nicht einige spezielle Zusatzwaffen. 
Falls Amerika abseits stände, körmte Europa keine 
nukleare Verteidigung aufbieten, die die Russen ab-
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sditecken könnte. Rußland würde keinesfalls mehr 
abgeschreckt, weil zusätzlich zu d ea  amerikanisdien 
W affensystemen Raketen m it europäisdier Basis auf 
seine Städte gerid itet wären. Europäisdie Kernwaffen 
könnten n id it allein eingesetzt werden, sie müssen 
deshalb einfadi überflüssig sein.

Beide Trugsdilüsse (besonders jedodi der französisdie) 
sdiaffen Sdiw ierigkeiten für eine Allianz, die eine 
Abhängigkeit von Kernwaffen nidit vermeiden kann.

EUROPA BRAUCHT DAS ATLANTISCHE BÜNDNIS

Großbritannien mißt dem A tlantisdien Bündnis die 
größte Bedeutung bei. W ir wünsdien eine einzige, 
eine Einheit darstellende Allianz und n id it eine Reihe 
m iteinander verbundener Bündnisse. W ir glauben audi 
daran, daß w ir das Problem unserer Beziehungen zum 
Gemeinsamen M arkt nur im Rahmen einer atlanti­
sdien Gemeinsdiaft lösen können. Das A tlantisdie 
Bündnis bedarf einer Reorganisation. Die w iditigste 
Aufgabe besteht darin, für Deutsdiland innerhalb des 
Bündnisses eine gleidiw ertige Position zu finden, w äh­
rend gleidizeitig jede W eiterverbreitung von N uklear­
waffen verm ieden wird. Das ist einer der Leitgedan­
ken in  den britisdien Vorsdilägen. N adi unserer An­
sidit w ürde die ANF (Atlantic Nuclear Force) dieses 
Problem viel besser gelöst haben, als die MLF (Multi­
la teral Force). Eine edite G leidibereditigung Deutsdi­
lands mit Großbritannien und den anderen europäi­
sdien Verbündeten ist eines der w esentlidien M erk­
male der ANF.

Eine A lternative w äre die Umwandlung des Bündnis­
ses in eine edite Partnersdiaft, in der die europäi­
sdien Bündnispartner gemeinsam mit den USA einen 
w irklidien Anteil an der strategisdien Planung, ein- 
sdiließlich der nuklearen, hätten.

Die Zukunft der NATO und der A tlantisdien Allianz 
sdiafft für alle M itgliedstaaten sehr komplizierte Pro­
bleme, die alle auf die Probe stellen. Die A nsiditen 
Frankreidis mit denen der USA in Einklang zu brin­
gen, w ird n id it einfadi sein.

Ebenso w ie Deutsdiland wird Großbritannien sein 
Äußerstes tun, um eine W ahl zwisdien Paris und 
W ashington zu vermeiden. In dieser Angelegenheit 
besteht eine Interessenidentität zwisdien Großbritan­
nien und Deutsdiland.

Das Vereinigte Königreidi tu t sein Bestes, um seine 
Beziehungen zu Frankreidi zu verbessern. Der letzte 
Ausweg jedodi w äre — wenn es sidi als notwendig 
erw eisen sollte — der Versudi, eine engere atlanti-

sdie Gemeinsdiaft m it den M itgliedstaaten fortzuset- 
zen, die eine Zusammenarbeit wünsdien. Eine atlanti­
sdie Gemeinsdiaft muß natürlid i so aufgebaut werden, 
daß für jede Nation, audi w enn sie n id it von Anfang 
an voll m itarbeiten will, immer ein Platz freigehalten 
wird.

EUROPA IM SPAN N UN GSFEID  PERIPHERER WELTPOLITISCHER 
ENTW ICKLUNGEN

Die durdi das nukleare Gleidigewidit verursadite 
Lähmung zwisdien den beiden W eltm äditen hat audi 
nodi w eitere Folgen für Europa, die zwar indirekt, 
aber deshalb nidit weniger real sind. W enn audi ein 
Zusammenstoß in Europa viel weniger w ahrsdieinlidi 
geworden ist, so hat sidi dodi die Drohung gefähr- 
lidier Verwidclungen an der Peripherie — in Gebie­
ten, wo keine direkte Konfrontation der beiden M ädite 
gegeben ist — verstärkt.

An der Peripherie könnten Amerika und Rußland 
große Vorteile gegeneinander gewinnen oder ver­
sudien, den anderen daran zu hindern, sidi soldie 
Vorteile zu versdiaffen, ohne das Risiko eines direk­
ten Konfliktes einzugehen. Aber w egen der Ausbrei­
tung revolutionärer Bewegungen und der mangelnden 
Stabilität erst kürzlidi errid ite ter Staaten sind die 
peripheren Gebiete an sidi sdion explosiv.

Und in diesem Zusammenhang stoßen wir nun auf 
die zweite äußerst folgensdiwere Entwicklung in un­
serer heutigen Welt. Sie besteht darin, daß der diine­
sisdie Riese nadi m ehr als zwei Jahrhunderten aus 
seinem Sdilaf erw adit ist; Das Madhtvakuum, entstan­
den durdi den langen Niedergang Chinas, wird wie­
der aufgefüllt.

Der Status einer editen W eltm adit ist das langfristige 
Ziel Chinas. In der Zwisdienzeit versudit es, seine 
historisdie Suprematie über seine südlidien N adibam  
wiederherzustellen. Es könnte sid i sehr wohl versudit 
fühlen, seinen direkten Einfluß auf Indonesien auszu­
dehnen. Zu gegebener Zeit w ird China audi ver­
sudien, d ie  Kolonialgebiete zurüdizuholen, die das 
zaristisdie Rußland im 19. Jahrhundert auf Chinas 
Kosten erwarb.

Es war die unm ittelbare Folge der Auferstehung 
Chinas, daß das gesamte G leidigewidit Südasiens ge­
stört wurde. N idit nur, daß China ein riesiges Land 
und wieder in der Lage ist, sein Gewicht in  die W aag- 
sdiale zu werfen. Hinzu kommt, daß d ie anderen 
w esentlidien M ädite Asiens sidi selber kaltgestellt 
haben. Indien und Pakistan sind in einen erbitterten 
Streit um Kasdimir verwidcelt, der bereits zu offenen
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Feindseligkeiten geführt hat. Indonesien hat M alaysia 
angegriffen und befindet sich nun selber in  einem 
Aufruhr, der das Gleichgewicht Asiens noch mehr er­
schüttern kann. Und Japan hat sich von seinen Ver- 
teidigungsverpfliäitungen in Asien freigemacht.

Der Aufstieg Chinas und das Fehlen eines natürlichen 
Gleichgewichts Asiens hat die den peripheren Gebie­
ten innewohnenden Gefahren auf Südasien konzen­
triert. Die akuten Probleme, die aus dieser Situation 
heraus. entstehen, sind für Europa von äußerster Wich­
tigkeit. W enn in Asien kein Gleichgewicht gegenüber 
China geschaffen werden kann, würde das zu einer 
allgemeinen Verlagerung im Weltgleichgewicht füh­
ren, die die ernstesten Folgen für die gesamte west­
liche W elt hätte. V iele Europäer, die die Rolle der 
USA und Englands in Südostasien kritisieren, setzen 
als selbstverständlich voraus, daß die beiden Mächte 
diese Rolle w eiterhin spielen werden. Sie fragen sich 
jedoch nicht, was die Konsequenzen wären, wenn 
China nicht in Schach gehalten würde. W enn sie sich 
diese Frage stellten, würden sie feststellen, daß Groß­
britannien und Amerika im europäischen Interesse 
handeln, ohne daß das andere Europa viel V erständ­
nis zeigt oder irgendeine Hilfe leistet.

W as die Vereinigten Staaten und Großbritanni-en 
(ebenso wie Rußland) nun versuchen, ist die H erstel­
lung eines Gleichgewichts, das Asien selber nicht 
schaffen kann. Unser Ziel muß es nun sein, ein natür­
liches asiatisches Gleichgewicht gegenüber China zu­
stande zu bringen, das uns dann, sobald es irgend 
geht, von unserer Aufgabe befreit. Zu gegebener Zeit 
könnten Indien, Pakistan, Japan und Indonesien ge­
meinsam China gegenüber ein Gleichgewicht schaffen, 
und auf lange Sicht gesehen haben sie alle ein unver­
meidliches Interesse daran, ein derartiges Gleichge­
wicht in dieser oder jener Form herzustellen.

Diese die W elt erschütternden Ereignisse haben aber 
noch eine w eitere und mehr auf die H aut gehende 
Auswirkung auf Europa. Sie haben nämlich ein sehr 
kompliziertes Dreiecksverhältnis zwischen China, der 
Sowjetunion und den Vereinigten Staaten geschaffen. 
Die Sowjetunion bemüht sich genauso wie Amerika 
und England, das Gleichgewicht gegenüber China zu

halten, bis ein regionales asiatisches Gleichgewicht 
entstanden ist. Rußland versucht, in Nordvietnam ein 
Gleichgewicht zu China herzustellen, und gegenüber 
Indien nimmt es eine H altung ein, die der des Westens 
in der Tat sehr nahekommt. In Indonesien hat Ruß­
land viel Kapitalanlagen investiert und würde ein 
dummes Gesicht machen, wenn die Chinesen einen 
Versuch unternehm en sollten, sich in  diesem Lande 
zu etablieren.

Trotz des russisch-amerikanischen Konflikts in Viet­
nam existiert deshalb eine bedeutsam e Interessen­
gleichheit in ihrer langfristigen Asienpolitik. Das 
hilft, ihr gemeinsames Interesse an  der Erhaltung 
eines „Gleichgewichts der Vorsicht“ zwischen ihren 
weltweiten Beziehungen zu verstärken. Auch hier 
stehen sie auf gemeinsamem Boden in ihrer Opposi­
tion gegen China, das sein Bestes tut, um Amerika 
und Rußland in einen Streit zu verwickeln.

ATMOSPHÄRE DER ENTSPANNUNG IST VORAUSSETZUNG  
FUR SCH AFFUN G EINES GROSSEUROPAS

Die zwei großen, weltweiten Entwicklungen stärken 
die Chancen einer Entspannung zwischen Rußland 
und dem W esten. Das ist für Europa von lebenswich­
tiger Bedeutung. N ur im Zusammenhang mit einer 
détente zwischen Ost und W est können wir ein Ge­
samteuropa schaffen, das auch die osteuropäischen 
Länder einschließt. Und nur in einem solchen wieder­
vereinten Europa ist die friedliche W iedervereinigung 
Deutschlands möglich.

Starke Kräfte sind in der W elt am W erk, die ein wie­
dervereintes Deutschland als einen integrierten Teil 
Europas zustande bringen können. A ber das sind 
w e l t w e i t e  Kräfte, nicht nur europäische. Um die 
europäischen Probleme einschließlich Großbritanniens 
Mitgliedschaft im Gemeinsamen M arkt auch nur ver­
stehen zu können — und um w ieviel mehr gilt das 
für ihre Beeinflussung —, müssen wir sie im Rahmen 
der weltweiten Entwicklungen betrachten. W enn es 
Europa gelingen soll, sein Schicksal zu meistern, muß 
es sich anstrengen, um seine Rolle in der W elt voll 
auszuspielen, und darf sich nicht dam it zufrieden ge­
ben, andere stellvertretend für sich handeln zu lassen.
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